
Beklagte: Europäisches Parlament (Prozessbevollmächtigte: N. Lo­
renz, N. Görlitz und P. López-Carceller) und Europäische Kom­
mission (Prozessbevollmächtigte: L. Lozano Palacios und I. Mar­
tínez del Peral) 

Gegenstand 

Klage auf Feststellung, dass das Europäische Parlament und die 
Europäische Kommission es in rechtswidriger Weise unterlassen 
haben, auf das Schreiben des Klägers vom 6. Oktober 2009 zu 
antworten, sowie Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz und auf 
Erlass von Schutzmaßnahmen 

Tenor 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Herr Fernando Marcelino Victoria Sánchez trägt die Kosten. 

3. Der Antrag von Herrn Ignacio Ruipérez Aguirre und der Ver­
einigung ATC Petition auf Zulassung als Streithelfer ist erledigt. 

( 1 ) ABl. C 100 vom 17.4.2010, S. 58. 

Klage, eingereicht am 1. September 2010 — Maftah/ 
Kommission 

(Rechtssache T-101/09) 

(2011/C 13/51) 

Verfahrenssprache: Englisch 
Parteien 

Kläger: Elmabruk Maftah (London, Vereinigtes Königreich) 
(Prozessbevollmächtigte: E. Grieves, Barrister, und A. McMurdie, 
Solicitor) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— die Verordnung (EG) Nr. 1330/2008 ( 1 ), soweit sie ihn be­
trifft, für nichtig zu erklären; 

— der Beklagten aufzugeben, ihn unverzüglich aus dem An­
hang dieser Verordnung zu streichen; 

— die Beklagte und/oder den Rat der Europäischen Union zur 
Zahlung ihrer eigenen Kosten, der Kosten des Klägers sowie 
sämtlicher Beträge zu verurteilen, die von der Kasse des 
Gerichtshofs der Europäischen Union im Rahmen der Pro­
zesskostenhilfe vorgestreckt worden sind. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der vorliegenden Klage begehrt der Kläger, die Verordnung 
(EG) Nr. 1330/2008 der Kommission, soweit sein Name in die 
Liste der Personen und Organisationen aufgenommen wurde, 
gegen die bestimmte restriktive Maßnahmen verhängt wurden, 
nach Art. 263 AEUV für nichtig zu erklären. 

Der Kläger macht folgende Klagegründe geltend: 

Zunächst habe die Kommission die Grundlage für seine Auf­
nahme in den Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 ( 2 ) 

zu keinem Zeitpunkt unabhängig geprüft oder Gründe oder 
Beweise für diese Aufnahme verlangt. 

Ferner habe ihm die Kommission zunächst gar keine und so­
dann unter Verletzung seines Rechts auf effektiven gerichtlichen 
Rechtsschutz, des Rechts, sich zu verteidigen, sowie des Rechts 
auf Eigentum nach der Europäischen Menschenrechtskonvention 
keine ausreichenden Gründe bekannt gegeben, die seine Auf­
nahme in den Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 
rechtfertigten. 

Schließlich sei es unsachlich, ihn weiterhin in Anhang I der 
Verordnung (EG) Nr. 881/2002 aufzuführen, da (i) weder 
Gründe vorgelegen hätten noch vorlägen, die die einschlägigen 
Kriterien für eine Aufnahme in diesen Anhang erfüllten, (ii) er 
nach Auffassung der Regierung des Vereinigten Königreichs die 
einschlägigen Kriterien nicht mehr erfülle und (iii) ein Fachge­
richt des Vereinigten Königreichs entschieden habe, dass die 
Libyan Islamic Fighting Group sich nicht mit dem Al-Qaida- 
Netzwerk zusammengeschlossen habe und/oder nicht jede mit 
der Libyan Islamic Fighting Group in Verbindung stehende Per­
son Anhänger der gewalttätigen Al-Qaida-Ideologie des weltwei­
ten Djihads sei. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1330/2008 der Kommission vom 22. Dezem­
ber 2008 zur 103. Änderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 
des Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver 
Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit 
Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Ver­
bindung stehen (ABl. L 345, S. 60). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 über 
die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen ge­
gen bestimmte Personen und Organisationen, die mit Osama bin 
Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung ste­
hen, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des 
Rates über das Verbot der Ausfuhr bestimmter Waren und Dienst­
leistungen nach Afghanistan, über die Ausweitung des Flugverbots 
und des Einfrierens von Geldern und anderen Finanzmitteln betref­
fend die Taliban von Afghanistan (ABl. L 139, S. 9). 

Klage, eingereicht am 1. September 2010 — Elosta/ 
Kommission 

(Rechtssache T-102/09) 

(2011/C 13/52) 

Verfahrenssprache: Englisch 
Parteien 

Kläger: Abdelrazag Elosta (Pinner, Vereinigtes Königreich) (Pro­
zessbevollmächtigte: E. Grieves, Barrister, und A. McMurdie, So­
licitor) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— die Verordnung (EG) Nr. 1330/2008 ( 1 ), soweit sie ihn be­
trifft, für nichtig zu erklären; 

— der Beklagten aufzugeben, ihn unverzüglich aus dem An­
hang dieser Verordnung zu streichen;
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— die Beklagte und/oder den Rat der Europäischen Union zur 
Zahlung ihrer eigenen Kosten, der Kosten des Klägers sowie 
sämtlicher Beträge zu verurteilen, die von der Kasse des 
Gerichtshofs der Europäischen Union im Rahmen der Pro­
zesskostenhilfe vorgestreckt worden sind. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der vorliegenden Klage begehrt der Kläger, die Verordnung 
(EG) Nr. 1330/2008 der Kommission, soweit sein Name in die 
Liste der Personen und Organisationen aufgenommen wurde, 
gegen die bestimmte restriktive Maßnahmen verhängt wurden, 
nach Art. 263 AEUV für nichtig zu erklären. 

Der Kläger macht folgende Klagegründe geltend: 

Zunächst habe die Kommission die Grundlage für seine Auf­
nahme in den Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 ( 2 ) 
zu keinem Zeitpunkt unabhängig geprüft oder Gründe oder 
Beweise für diese Aufnahme verlangt. 

Ferner habe ihm die Kommission zunächst gar keine und so­
dann unter Verletzung seines Rechts auf effektiven gerichtlichen 
Rechtsschutz, des Rechts, sich zu verteidigen, sowie des Rechts 
auf Eigentum nach der Europäischen Menschenrechtskonvention 
keine ausreichenden Gründe bekannt gegeben, die seine Auf­
nahme in den Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 
rechtfertigten. 

Schließlich sei es unsachlich, ihn weiterhin in Anhang I der 
Verordnung (EG) Nr. 881/2002 aufzuführen, da (i) weder 
Gründe vorgelegen hätten noch vorlägen, die die einschlägigen 
Kriterien für eine Aufnahme in diesen Anhang erfüllten, (ii) er 
nach Auffassung der Regierung des Vereinigten Königreichs die 
einschlägigen Kriterien nicht mehr erfülle und (iii) ein Fachge­
richt des Vereinigten Königreichs entschieden habe, dass die 
Libyan Islamic Fighting Group sich nicht mit dem Al-Qaida- 
Netzwerk zusammengeschlossen habe und/oder nicht jede mit 
der Libyan Islamic Fighting Group in Verbindung stehende Per­
son Anhänger der gewalttätigen Al-Qaida-Ideologie des weltwei­
ten Djihads sei. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1330/2008 der Kommission vom 22. Dezem­
ber 2008 zur 103. Änderung der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 
des Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver 
Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit 
Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Ver­
bindung stehen (ABl. L 345, S. 60). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 über 
die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen ge­
gen bestimmte Personen und Organisationen, die mit Osama bin 
Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung ste­
hen, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des 
Rates über das Verbot der Ausfuhr bestimmter Waren und Dienst­
leistungen nach Afghanistan, über die Ausweitung des Flugverbots 
und des Einfrierens von Geldern und anderen Finanzmitteln betref­
fend die Taliban von Afghanistan (ABl. L 139, S. 9). 

Klage, eingereicht am 11. Oktober 2010 — 
Frankreich/Kommission 

(Rechtssache T-488/10) 

(2011/C 13/53) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Französische Republik (Prozessbevollmächtigte: E. Bel­
liard, G. de Bergues und N. Rouam als Bevollmächtigte) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die angefochtene Entscheidung insgesamt für nichtig zu er­
klären; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Klägerin beantragt, die Entscheidung der Europäischen 
Kommission Nr. C(2010) 5229 vom 28. Juli 2010 über die 
Streichung eines Teils des Zuschusses des Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) zu der in einem Dokument 
zusammengefassten Programmplanung zum Ziel Nr. 1 für die 
Strukturinterventionen der Gemeinschaft in der Region Martini­
que in Frankreich aufzuheben. Diese Entscheidung streiche den 
gesamten Zuschuss des EFRE, der zugunsten des großen Pro­
jekts „Village de vacances Club Méditerranée-Les Boucaniers“ in 
Höhe von 12 460 000 Euro gewährt worden sei. 

Die Klägerin macht vier Klagegründe geltend. 

Mit ihrem ersten Klagegrund bringt sie vor, dass die Kommis­
sion gegen Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 93/37/EWG des Rates 
vom 14. Juni 1993 zur Koordinierung der Verfahren zur Ver­
gabe öffentlicher Bauaufträge ( 1 ) verstoße, da sie davon ausgehe, 
dass die Bauaufträge, die für die Erneuerung und Erweiterung 
des „Club Méditerranée-Les Boucaniers“ geschlossen worden 
seien, zu mehr als 50 % von den öffentlichen Auftraggebern 
direkt subventionierte Bauaufträge darstellten. Tatsächlich seien 
diese Aufträge nur in Höhe von 29,29 % der Kosten des Pro­
jekts subventioniert worden. Die Steuernachlässe, die den Gesell­
schaftern der Privatgesellschaften aufgrund ihrer Investitionen in 
das Projekt gewährt worden seien, könnten nicht als Subvention 
im Sinne des Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 93/37/EWG angese­
hen werden. 

Mit ihrem in zwei Teile untergliederten zweiten Klagegrund 
macht die Klägerin geltend, dass die Kommission gegen Art. 2 
Abs. 2 der Richtlinie 93/37/EWG verstoße, weil sie annehme, 
dass die Bauaufträge für die Erneuerung und Erweiterung des 
„Club Méditerranée-Les Boucaniers“ sich auf den Bau von Sport-, 
Erholungs- und Freizeiteinrichtungen im Sinne dieser Vorschrift 
bezögen.
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